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Art. 1 und 55 der UN-Charta könne nicht rechtsverbind­
lich sein5, ist nicht haltbar: Ohne eine gewisse Allgemein­
heit der Normen kommt kein Rechtszweig aus. Dies trifft 
in verstärktem Maße auf das Völkerrecht zu, da seine all­
gemein gültigen Normen zwischen Staaten unterschied­
licher Gesellschaftsordnung vereinbart werden müssen. 
Ergebnis des Vereinbarungsprozesses können nur solche 
Normen sein, die für alle beteiligten Seiten akzeptabel 
sind. Der ausgeprägte Allgemeinheitsgrad vieler Völker­
rechtsnormen folgt unmittelbar aus den antagonistischen 
Klasseninteressen von Staaten entgegengesetzter sozialer 
Ordnung. Stellt man die Verbindlichkeit allgemeiner Nor­
men in Frage, so stellt man gleichzeitig das System des 
Völkerrechts in Frage.

Natürlich: je allgemeiner vereinbarte Normen sind, 
desto breiter ist die Palette der Auslegungsmöglichkeiten. 
Die Auseinandersetzung um die Auslegung und Anwen­
dung einer Norm ist genau wie der Prozeß der Vereinba­
rung internationaler Klassenkampf. Im Interesse stabiler 
internationaler Beziehungen ist es deshalb wünschens­
wert, die Auslegungsmöglichkeiten zu begrenzen und ver­
einbarte Normen zu konkretisieren.

Eine solche Konkretisierung wurde in der Resolution 
1514 (XV) vorgenommen, und zwar durch die o. g. Defi­
nition des Selbstbestimmungsrechts, durch die Verurtei­
lung des Kolonialsystems und durch die Anerkennung der 
Tatsache, daß alle Völker — also auch die kolonial unter­
drückten Völker — das Recht auf Selbstbestimmung haben. 
Der so erzielte Fortschritt war durch das inzwischen stark 
veränderte Kräfteverhältnis möglich geworden. Seit 1946 
hatten mehr als 30 ehemalige Kolonien die staatliche Un­
abhängigkeit erreicht; das sozialistische Weltsystem 
existierte und war durch eine Reihe von Staaten in der 
UNO vertreten.

Die Bestimmungen der Resolution 1514 (XV) gehen über 
die Festlegungen der UN-Charta weit hinaus. Insofern ist 
die Deklaration nicht einfach eine bloße Auslegung der 
Charta. Daraus leitet sich die Frage ab, ob die Bestimmun­
gen der Deklaration rechtliche Verbindlichkeit erlangt 
haben.

Grundsätzlich können internationale Organisationen 
keine Beschlüsse fassen, die die Mitgliedstaaten gegen ihren 
Willen binden. Deshalb kann die UN-Vollversammlung 
entsprechend Art. 11 der UN-Charta auch lediglich Emp­
fehlungen an ihre Mitgliedstaaten richten. Solche Rege­
lungen finden sich bei allen internationalen Organisatio­
nen, in denen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord­
nung Mitglied sind; sie sollen die Souveränität der Mit­
gliedstaaten schützen. Selbst die einstimmige Annahme 
einer Resolution reicht nicht aus, um die enthaltenen Be­
stimmungen zu Völkerrechtsnormen zu machen. Notwen­
dig ist außerdem, daß die Mitgliedstaaten ihren Willen 
zum Ausdruck bringen, diese Bestimmungen als für sie 
verbindliche Rechtsnormen zu betrachten (opinio iuris).

Zum Zeitpunkt der Annahme der Entkolonialisierungs- 
Deklaration war sicher nicht bei allen Staaten die opinio 
iuris vorhanden. Zwar wurde die Resolution mit 89 Stim­
men ohne Gegenstimme angenommen, aber es gab neun 
Stimmenthaltungen, darunter auch einige von den damals 
wichtigsten Kolonialmächten. Offiziell begründeten diese 
Staaten ihre Haltung damit, daß die Deklaration nicht dem 
Text der UN-Charta entspreche.

Inzwischen jedoch hat sich die Situation geändert: Die 
Entkolonialisierungspraxis der UNO seit der Annahme der 
Resolution 1514 (XV) berief sich immer wieder auf sie, so 
daß bisweilen davon gesprochen wird, es handele sich um 
die meistzitierte Resolution der UNO überhaupt. Bereits 
am 27. November 1961 wurde mit Resolution 1654 (XVI) 
ein Spezialkomitee für Fragen der Verwirklichung der Re­
solution 1514 (XV), der 24 Staaten-Dekolonialisierungsaus- 
schuß, geschaffen. Er schlägt der Vollversammlung Maß­
nahmen vor, die auf die Verwirklichung der Deklaration 
in allen noch kolonial abhängigen Gebieten gerichtet sind.

Gleichzeitig informiert er den Sicherheitsrat über solche 
Vorgänge, die den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit gefährden. Damit wurde ein Organ geschaffen, 
das die Durchsetzbarkeit der Deklaration entscheidend 
positiv beeinflußte.

Die Debatten im Plenum und im 4. Komitee der 34. Ta­
gung der UN-Vollversammlung 1979/80 haben erneut be­
stätigt, daß die Grundsätze der Entkolonialisierungs- 
Deklaration in immer stärkerem Maße verwirklicht wer­
den und daß der Kampf gegen koloniale und rassische 
Unterdrückung untrennbar mit dem Ringen der Völker 
um Frieden und internationale Sicherheit verbunden ist. 
So hat die UN-Vollversammlung in der Resolution 34/44 
über die „Bedeutung der universellen Verwirklichung des 
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung und der schnel­
len Gewährung der Unabhängigkeit an die kolonialen Län­
der und Völker für eine effektive Garantierung und Befol­
gung der Menschenrechte“ vom 23. November 1979 alle 
Staaten aufgerufen, „die UN-Resolutionen betreffend die 
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker unter 
kolonialer und Fremdherrschaft voll und gewissenhaft zu 
erfüllen“.® Und in der Resolution 34/94 zur „Verwirk­
lichung der Deklaration über die Gewährung der Unab­
hängigkeit an die kolonialen Länder und Völker" vom 
13. Dezember 1979 wird erneut bestätigt, daß die UN-Voll­
versammlung die „Rechtmäßigkeit des Kampfes der Völ­
ker unter Kolonial- und Fremdherrschaft, ihr Recht auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit mit allen notwen­
digen und verfügbaren Mitteln auszuüben“, anerkennt.7

Die Zahl der vom Kolonialismus befreiten Staaten, die 
heute aktiv in der UNO mitarbeiten, hat sich auf mehr als 
50 erhöht. Zuletzt konnten Simbabwe als 153. und der 
Inselstaat St. Vincent und die Grenadinen als 154. Mitglied 
in die Weltorganisation aufgenommen werden. Die weit­
gehende Beseitigung des Kolonialismus ist ein Beweis für 
die Effektivität der Resolution 1514 (XV) und dafür, daß 
die Bestimmungen der Entkolonialisierungs-Deklaration 
als völkerrechtlich verbindliche Rechtsnormen betrachtet 
werden.

Dennoch bleiben im Kampf um die Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts auch heute noch ungelöste Fra­
gen. Schwerwiegende Verletzungen dieses völkerrechtlichen 
Grundprinzips und grundlegenden Menschenrechts sind 
insbesondere das Apartheid-Regime in Südafrika, die Ok­
kupation Namibias, die Verweigerung des Rechts auf einen 
unabhängigen Staat für das palästinensische Volk sowie 
die Herrschaft faschistischer Diktaturen, insbesondere in 
Lateinamerika. Aber auch die Forderung nach Anerken­
nung eines Rechts auf Entwicklung, die besonders von 
jungen Nationalstaaten im Zusammenhang mit dem Kampf 
gegen neokolonialistische Ausbeutung und Unterdrückung 
vorgebracht wird8, ist letzten Endes als eine Forderung 
nach konsequenter Verwirklichung des Selbstbestimmungs­
rechts der Völker zu verstehen. 1 2 3 4 5 6 7 8
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